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Einladung 
zur Sitzung 

des Gemeinderates 
Datum  Dienstag, den 04.07.2023 

Uhrzeit 19:30 Uhr 

Ort 
Sitzungssaal, Königstraße 29/1, 71139 
Ehningen 

 
 
T O P  1  

Bekanntgabe nicht öffentlich gefasster Beschlüsse 
Vorlage: 538/2023 

T O P  2  

Änderung der Satzung über die Erhebung von Benutzungsgebühren für 
Tageseinrichtungen für Kinder bis zum Schuleintritt 
Vorlage: 537/2023 

T O P  3  

Neufassung der Satzung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung 
(Bekanntmachungssatzung) 
Vorlage: 536/2023 

T O P  4  

Abschluss einer Dienstvereinbarung zum Thema Altersteilzeit 
Vorlage: 533/2023 

 
 

Hierzu lade ich Sie herzlich ein. 
 

 

Ehningen, 23.06.2023 
 
 
 
 
 
Lukas Rosengrün 
Bürgermeister 
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Sitzungsvorlage Gemeinderat 
Vorlage Nr. 538/2023 

Amt / Sachgebiet:  Hauptamt 

Bearbeiter*in: Steimle, Bärbel 

Aktenzeichen: 022.31 

Sitzungstermin: 04.07.2023 GR 

Öffentlichkeitsstatus: öffentlich 

 
 
 

B e k a n n t g a b e  n i c h t  ö f f e n t l i c h  g e f a s s t e r  B e s c h l ü s s e  
 
 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g :  
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine nicht öffentlich gefassten Beschlüsse zur 
Bekanntgabe vorliegen. 
 

 

 
 
S a c h v e r h a l t :  
 
Bis zur Vorlagenerstellung lagen keine nicht öffentlich gefassten Beschlüsse zur 
Bekanntgabe vor.  
 
 
: 
 
 
 
 
    

 

 

Aufgestellt: 
Ehningen, 23.06.2023 

L u k a s  R o s e n g r ü n  
Bürgermeister 
 
 
 
 
A n l a g e n :   
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Sitzungsvorlage Gemeinderat 
Vorlage Nr. 537/2023 

Amt / Sachgebiet:  Hauptamt 

Bearbeiter*in: Delcourt, Kathrin 

Aktenzeichen: 460.15; 460.31 

Sitzungstermin: 27.06.2023 GR 

Öffentlichkeitsstatus: öffentlich 

 
 
 

Ä n d e r u n g  d e r  S a t z u n g  ü b e r  d i e  E r h e b u n g  v o n  
B e n u t z u n g s g e b ü h r e n  f ü r  T a g e s e i n r i c h t u n g e n  f ü r  K i n d e r  
b i s  z u m  S c h u l e i n t r i t t  
 
 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g :  
1. Ein Gebührentatbestand, für Kinder die über ihren dritten Geburtstag hinaus noch 

kurzzeitig in der Kleinkindbetreuung (U3) betreut werden, wird geschaffen. 
2. Die Grundbetreuungszeit von TAKKI wird angepasst. 
3. Die Benutzungsgebühren für Tageseinrichtungen für Kinder bis zum Schuleintritt 

werden wie in der Anlage dargestellt um 9,95 % erhöht. 
4. Die als Anlage beigefügte Satzung zur Änderung der Satzung über die 

Benutzungsgebühren für Tageseinrichtungen für Kinder wird erlassen. 
 

 

E i n l e i t u n g :  
Die Satzung über die Erhebung von Benutzungsgebühren für Tageseinrichtungen für 
Kinder bis zum Schuleintritt (Gebührensatzung) soll geändert werden.  
 
F r ü h e r e  B e r a t u n g e n :  
Letzte Erhöhung GR 26.07.2022, Vorlage 350/2022 
 
S a c h v e r h a l t :  

1. Damit die Verwaltung einen kurzzeitigen Platzmangel im Kindergarten (Ü3) 
ausgleichen kann, soll die Möglichkeit geschaffen werden, dass Kinder über ihren 
dritten Geburtstag hinaus noch in der Kleinkindbetreuung (U3) betreut werden und 
erst zu einem späteren Zeitpunkt in den Kindergarten (Ü3) wechseln. Hierfür 
wurde mit dem § 2 Absatz 5 ein Gebührentatbestand geschaffen. Ab dem dritten 
Geburtstag wird die Gebühr für den Kindergarten (Ü3) erhoben, egal welche 
Einrichtung (U3 oder Ü3) besucht wird.  
 

2. Die Grundbetreuungszeit in der Kleinkindbetreuung (U3) im Rahmen von TAKKI 
von 25 Stunden in der Woche wurde in der GR-Sitzung am 15.02.2022 auf 30 
Stunden in der Woche geändert. § 3 Absatz 4 muss dahingehend noch geändert 
werden.  

 
3. Über die Erhöhung der Benutzungsgebühren für Tageseinrichtungen für Kinder bis 

zum Schuleintritt wurde zuletzt in der GR–Sitzung am 26.07.2022 beraten und 
Beschluss gefasst. In dieser Sitzung wurden die Gebühren zum 01.09.2022 um 
5,35 % erhöht. Diese Erhöhung hat sich aus den Empfehlungen aus dem Jahr 
2022/2023 um 3,9 % und aus der Hälfte der nicht umgesetzten Erhöhung aus dem 
Jahr 2021/2022 zusammengesetzt (1,45 %).  
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Im Mai 2023 wurden die gemeinsamen Empfehlungen der Kirchen und 
kommunalen Landesverbände zur Festsetzung der Elternbeiträge für das 
Kindergartenjahr 2023/2024 veröffentlicht. Diese Veröffentlichung sieht eine 
Erhöhung um 8,5 % vor. In den letzten zwei Jahren haben sich die 
Landesverbände bewusst entschieden hinter den tatsächlichen 
Kostensteigerungen zu bleiben. Wie zu erwarten, muss dies nun nach und nach 
durch eine deutlich höhere Anpassung der Beitragssätze nachgeholt werden. 
Dazu kommen in diesem Jahr erhebliche Mehrkosten durch hohe Tarifabschlüsse, 
Inflation sowie gestiegene Energiekosten, die Berücksichtigung gefunden haben.  
 
Die Gebühren der Gemeinde Ehningen sollen zum 01.09.2023 um 9,95 % erhöht 
werden. Dieser Wertansatz errechnet sich aus der Empfehlung der 
Landesverbände zum Kindergartenjahr 2023/2024 um 8,5 % sowie der 
nachträglich hälftigen Umsetzung der Empfehlung aus dem Jahr 2021/2022 um 
1,45 %.  
 

 
F i n a n z i e l l e  A u s w i r k u n g e n : 
Diese Vorlage enthält in der Anlage eine Übersicht der bisherigen Gebühren und der neuen 
Gebühren für Tageseinrichtungen für Kinder mit einer 9,95 prozentigen Steigerung. 
Aufgrund der Gebührenerhöhung um 9,95 % kann mit rd. 90.000 € mehr 
Gebühreneinnahmen im Jahr gerechnet werden.  
 
Trotz der Erhöhung liegt die Gemeinde Ehningen immer noch hinter den absoluten 
Gebührenempfehlungen der Landesverbände. Des Weiteren soll im Bereich der 
Kindertagesbetreuung ein Kostendeckungsgrad von 20% der Betriebsausgaben angestrebt 
werden. Nach den Berechnungen der Kämmerei beträgt der Kostendeckungsgrad bei der 
Kostenstelle 36500101 (Förderung von Kindern in Gruppen für 0 – 6-Jähringe) rd. 13,18 %. 
 
    

 

 

Aufgestellt: 
Ehningen, 23.06.2023 

L u k a s  R o s e n g r ü n  
Bürgermeister 
 
 
 
 
A n l a g e n :  Aenderungssatzung - Satzung ueber die Erhebung von 

Benutzungsgebuehren 
Erhoehung der Elternbeitraege in den 
Kindertagesstaetten_Gegenueberstellung 
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Bürgermeisteramt Ehningen    

Landkreis Böblingen       

 
Satzung zur Änderung der Satzung 

 
über die Erhebung von Benutzungsgebühren für Tageseinrichtungen für Kinder 

bis zum Schuleintritt 
 

Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg i.V.m. den §§ 2, 13 und 19 des 
Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg, den §§ 22, 24 und 90 des Sozialgesetzbu-
ches (SGB) - Achtes Buch (VIII) und § 6 des Gesetzes über die Betreuung und Förderung von 
Kindern in Kindergärten, anderen Tageseinrichtungen und der Kindertagespflege (Kindertages-
betreuungsgesetz - KiTaG) hat der Gemeinderat am 04.07.2023 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 
§2 wird Abs. 5 hinzugefügt: 
 
(5) Wird ein Kind über den dritten Geburtstag hinaus in einer Ehninger Kleinkindgruppe (U3) 

betreut, wird die Gebühr für den Kindergarten (Ü3) erhoben. § 2 Abs. 4 Satz 2 findet 
hierbei Anwendung. Freiwillige Verzögerungen, die auf dem Wunsch der Personensor-
geberechtigten beruhen, sind von dieser Regelung ausgenommen.  

 
§ 3 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

 
(3) Höhe der Gebührensätze je Betreuungsplatz im Einzelnen (in Euro pro Monat) für die 

Kindergärten (Ü3): 
 

Benutzungsgebühren für die Kindergärten (Ü3) pro Monat ab dem 01.09.2023  
Betreuungs- Kind aus Kind aus  Kind aus  Kind aus  

umfang Familien mit Familien mit Familien mit  
Familien mit 4 

und mehr  
pro Woche 1 Kind 2 Kindern 3 Kindern Kindern 

30 Stunden 158,00 € 126,00 € 95,00 € 64,00 € 

 
 
Höhe der Gebührensätze je Betreuungsplatz im Einzelnen (in Euro pro Monat) für die Klein-
kindbetreuung (U3): 

 

Benutzungsgebühren für die Kleinkindbetreuung (U3) pro Monat ab dem 
01.09.2023  

Betreuungs- Kind aus Kind aus  Kind aus  Kind aus  

umfang Familien mit Familien mit Familien mit  
Familien mit 4 

und mehr  
pro Woche 1 Kind 2 Kindern 3 Kindern Kindern 

30 Stunden  409,00 € 330,00 € 251,00 € 165,00 € 

Über die Grundbetreuungsform hinaus können bei mehr als 30 Stunden in der Kleinkind-
betreuung (U3) und im Kindergarten (Ü3) zusätzliche Betreuungsstunden pro Woche ge-
bucht werden. Diese zusätzlichen Stunden werden mit einem Stundensatz berechnet.  
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Benutzungsgebühren zusätzliche Betreuungsstunde pro Woche ab dem 
01.09.2023  

  Kind aus Kind aus  Kind aus  Kind aus  

  Familien mit Familien mit Familien mit  
Familien mit 4 

und mehr  
  1 Kind 2 Kindern 3 Kindern Kindern 

 1 Stunde 20,00 € 16,60 € 13,00 € 8,20 € 

 
 
§ 3 Abs. 4 wird wie folgt geändert:  
 

(4) Gebühren für Kleinkindbetreuung im Rahmen von TAKKI (Tagespflege für Kleinkinder) für 
Kinder vor Vollendung des 3. Lebensjahres:  
Die Takki-Gebühren werden auf Basis der Kleinkindbetreuung (U3 – 30 Stunden/Woche) 
berechnet. Bei mehr als 30 Betreuungsstunden pro Woche wird die Gebühr pro Wochen-
stunde um den Stundensatz für weitere Betreuungsstunden laut Gebührentabelle erhöht. 
Bei weniger als 30 Betreuungsstunden pro Woche wird die Gebühr durch 30 Stunden 
dividiert und anschließend mit der tatsächlichen Wochenstunde multipliziert.  

 
Artikel 2 

 
Diese Satzung tritt am 01.09.2023 in Kraft. 
 
 
 
Hinweis zur Veröffentlichung: 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für Baden-Württemberg (GemO) oder von aufgrund der GemO erlassener Verfahrens- und 
Formvorschriften beim Zustandekommen dieser Satzung ist nach § 4 Abs. 4 der 
GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch und unter Bezeichnung 
des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, innerhalb eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung bei der Gemeinde Ehningen geltend gemacht worden ist. Wer die Jahresfrist 
verstreichen lässt, ohne tätig zu werden, kann eine etwaige Verletzung gleichwohl 
auch später geltend machen, wenn 
• die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntma-
chung verletzt worden sind oder 
• der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen 
hat oder 
• vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder 
eine dritte Person die Verletzung gerügt hat 
 
Ausgefertigt: 
Ehningen, den 05.07.2023 
 
 
 
Lukas Rosengrün 
Bürgermeister 



Erhöhung der Benutzungsgebühren in den Kindertagesstätten

zum 01.09.2023 um 9,95 % 

Ü3- Bereich (Kinder ab 3 Jahre)
Benutzungsgebühren pro Monat 

144,00 € 158,00 € 115,00 € 126,00 € 86,00 € 95,00 € 58,00 € 64,00 €

seit 01.09.2022 ab 01.09.2023 seit 01.09.2022 ab 01.09.2023 seit 01.09.2022 ab 01.09.2023 seit 01.09.2022 ab 01.09.2023

Differenz 

U3-Bereich (Kinder bis 3 Jahre)
Benutzungsgebühren pro Monat 

372,00 € 409,00 € 300,00 € 330,00 € 228,00 € 251,00 € 150,00 € 165,00 €

seit 01.09.2022 ab 01.09.2023 seit 01.09.2022 ab 01.09.2023 seit 01.09.2022 ab 01.09.2023 seit 01.09.2022 ab 01.09.2023

Differenz 

Jede weitere zusätzliche Betreuungsstunde pro Woche (Monatsgebühr)

18,20 € 20,00 € 15,10 € 16,60 € 11,80 € 13,00 € 7,50 € 8,20 €

seit 01.09.2022 ab 01.09.2023 seit 01.09.2022 ab 01.09.2023 seit 01.09.2022 ab 01.09.2023 seit 01.09.2022 ab 01.09.2023

Differenz 

Kind aus Familien mit 1 Kind Kind aus Familien mit 2 Kindern Kind aus Familien mit 3 Kindern Kind aus Familien mit 4 und mehr 

Kindern 

14,00 € 11,00 € 9,00 € 6,00 €

Kind aus Familien mit 2 Kindern Kind aus Familien mit 3 Kindern Kind aus Familien mit 4 und mehr 

Kindern 

30 Stunden 

Kind aus Familien mit 1 Kind Kind aus Familien mit 2 Kindern Kind aus Familien mit 3 Kindern Kind aus Familien mit 4 und mehr 

Kindern 

30 Stunden 

1 Stunde 

1,80 € 1,50 € 1,20 € 0,70 €

37,00 € 30,00 € 23,00 € 15,00 €

Kind aus Familien mit 1 Kind 
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Sitzungsvorlage Gemeinderat 
Vorlage Nr. 536/2023 

Amt / Sachgebiet:  Hauptamt 

Bearbeiter*in: Joppke, Brigitte 

Aktenzeichen: 047.01 

Sitzungstermin: 04.07.2023 GR 

Öffentlichkeitsstatus: öffentlich 

 
 
 

N e u f a s s u n g  d e r  S a t z u n g  ü b e r  d i e  F o r m  d e r  ö f f e n t l i c h e n  
B e k a n n t m a c h u n g  ( B e k a n n t m a c h u n g s s a t z u n g )  
 
 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g :  
Die Satzung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung in der Gemeinde Ehningen 
wird gemäß Anlage 1 beschlossen.  

 

E i n l e i t u n g :  
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 13.09.2022 eine neue Satzung über die Form 
der öffentlichen Bekanntmachung beschlossen. Aufgrund eines beachtlichen Fehlers im 
Satzungstext ist die Satzung unwirksam, weswegen die Satzung noch einmal beschlossen 
werden muss.  
 
 
F r ü h e r e  B e r a t u n g e n :  
GR 13.09.2022 
 
S a c h v e r h a l t :  
Aufgrund der bereits in der Vorlage vom 13.09.2022 ausgeführten Gründe, sollte die Form 
für die öffentlichen Bekanntmachungen der Gemeinde Ehningen verändert werden. Dies ist 
nach wie vor beabsichtigt.  
 
§ 1 der Verordnung zur Durchführung der Gemeindeordnung (DVO GemO) nennt dazu die 
notwendigen Voraussetzungen und was bei der Umstellung von öffentlichen 
Bekanntmachungen über das Internet zu beachten ist. Bei den Nacharbeiten zu der im 
September beschlossenen Satzung wurde festgestellt, dass darin ein in § 1 DVO GemO 
geforderter Mindestinhalt fehlt. Dies wurde mit der zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde 
angesprochen und die Rechtsfolgen geklärt. Zusätzlich wurde auch mit dem zuständigen 
Dezernat beim Gemeindetag die rechtlichen Folgen des Fehlers erörtert. 
 
Das Fehlen des nach § 1 DVO GemO geforderten Mindestinhalts, nämlich die Möglichkeit 
der Einsichtnahme der Bekanntmachung auch zu den Öffnungszeiten des Rathauses, stellt 
einen beachtlichen Fehler dar, der die Unwirksamkeit der Satzung zur Folge hat. Die 
Satzung ist formal nichtig. Wirksame Bekanntmachungen über das Internet sind deshalb 
auf Grundlage der neu gefassten Satzung nicht möglich gewesen.  
 
Auf die Satzungen, die nach September 2022 beschlossen worden sind, hat dieser 
Umstand – bis auf einen Fall – keine Auswirkung. Durch die nichtige Satzung, ist die vorher 
bestehende Bekanntmachungssatzung nicht außer Kraft getreten. Da bis auf eine Satzung 
alle neu gefassten Satzungen auch nach der bisherigen Form im Mitteilungsblatt 
abgedruckt und veröffentlicht worden sind, sind diese gültig und rechtskonform in Kraft 
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getreten. Im genannten einen Fall, muss die Satzung nochmals neu gefasst werden. Dies 
ist für die nächste Sitzung beabsichtigt. 
 
Die kommunalen Spitzenverbände setzen sich seit Jahren dafür ein, dass für Kommunen 
eine Option geschaffen wird, öffentliche Bekanntmachungen rechtswirksam über das 
Internet vorzunehmen, deshalb wird grundsätzlich an der Umstellung der Form der 
öffentlichen Bekanntmachung festgehalten.  
 

 

 

Aufgestellt: 
Ehningen, 23.06.2023 

L u k a s  R o s e n g r ü n  
Bürgermeister 
 
 
 
 
A n l a g e n :  Satzung ueber die Form der oeffentlichen Bekanntmachung Bekanntm 

 



Gemeinde Ehningen       Landkreis Böblingen  
 
 
 

Satzung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung 
(Bekanntmachungssatzung) 

 
 

Aufgrund § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) vom 24. Juli 
2000 in der jeweils gültigen Fassung, in Verbindung mit § 1 der Verordnung des 
Innenministeriums zur Durchführung der Gemeindeordnung (DVO GemO) vom 
11.Dezember 2000 in der derzeit gültigen Fassung hat der Gemeinderat der 
Gemeinde Ehningen in seiner Sitzung am 04.07.2023 folgende Satzung 
beschlossen:  
 
 
 
 

§ 1 
Öffentliche Form der Bekanntmachung 

 
 

(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinde Ehningen erfolgen durch 
Bereitstellung im Internet unter www.ehningen.de, soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist. Als Tag der Bekanntmachung gilt der Tag der 
Bereitstellung. Die Wortlaute der öffentlichen Bekanntmachungen können bei 
der Gemeinde Ehningen, Bürgermeisteramt, Bürgerbüro, Königstraße 29, 
71139 Ehningen während der Sprechzeiten kostenlos eingesehen werden; sie 
werden gegen Kostenerstattung als Ausdruck zur Verfügung gestellt oder 
können unter Angabe der Bezugsadresse gegen Kostenersatz auch 
postalisch zugestellt werden.  

 
(2) Abweichend von Absatz 1 erfolgen öffentliche Bekanntmachungen der 

Gemeinde Ehningen zu Bauleitplänen durch Einrücken in das Amtsblatt der 
Gemeinde Ehningen „Mitteilungsblatt“ sowie ergänzend durch Bereitstellung 
im Internet gemäß Absatz 1. Als Tag der Bekanntmachung gilt der 
Erscheinungstag des Mitteilungsblatts der Gemeinde Ehningen.  
 

 
 

§ 2 
Außerordentliche Form der öffentlichen Bekanntmachung 

 
Ist die Internetseite der Gemeinde Ehningen infolge höherer Gewalt oder sonstiger 
unabwendbarer Ereignisse nicht verfügbar, so kann die öffentliche Bekanntmachung 
in Form der Notbekanntmachung in anderer geeigneter Weise in folgender 
Reihenfolge wie folgt durchgeführt werden:  
 

1. Durch Einrücken in das Mitteilungsblatt der Gemeinde Ehningen. 

http://www.ehningen.de/


2. Durch Anschlag an die Verkündungstafel des Rathauses der Gemeinde 
Ehningen für die Dauer von mindestens einer Woche.  

 
Im Falle der Notbekanntmachung ist die öffentliche Bekanntmachung in der Form 
nach § 1 Abs. 1 unverzüglich zu wiederholen, sobald die Umstände es zulassen.  
 
 
 

§ 3 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.  
 
 
Ausgefertigt! 
Ehningen,  
 
gez. 
Lukas Rosengrün  
Bürgermeister  
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Sitzungsvorlage Gemeinderat 
Vorlage Nr. 533/2023 

Amt / Sachgebiet:  Hauptamt 

Bearbeiter*in: Gensel, Maren 

Aktenzeichen:  

Sitzungstermin: 04.07.2023 GR 

Öffentlichkeitsstatus: öffentlich 

 
 
 

A b s c h l u s s  e i n e r  D i e n s t v e r e i n b a r u n g  z u m  T h e m a  
A l t e r s t e i l z e i t  
 
 
B e s c h l u s s v o r s c h l a g :  
Der Gemeinderat nimmt die Absicht der Verwaltung zur Kenntnis, mit dem Personalrat der 
Gemeinde Ehningen eine Dienstvereinbarung zur Regelung der Altersteilzeit zu schließen 
und unterstützt die Absicht, langjährig Beschäftigten einen schrittweisen Einstieg in die 
Rente zu ermöglichen.  

 

E i n l e i t u n g :  
Im Zeitraum vom 27.02.2010 bis 31.12.2022 war der Tarifvertrag zu flexiblen 
Arbeitszeitregelung für ältere Beschäftigte (TV FlexAZ) gültig. Die Gewerkschaften hatten 
in der letzten Tarifrunde die Verlängerung des TV FlexAZ gefordert. Die Tarifparteien haben 
den TV FlexAZ und somit die Regelungen zur Altersteilzeit jedoch nicht verlängert. Ab dem 
01.01.2023 ist die Vereinbarung von Altersteilzeitarbeitsverhältnissen zwar weiterhin 
zulässig, aber nur noch auf der Grundlage des Altersteilzeitgesetzes. 
 
 
S a c h v e r h a l t :  
Der TV FlexAZ gab den Beschäftigten unter bestimmten Voraussetzungen einen 
Rechtsanspruch auf Abschluss einer Altersteilzeitvereinbarung und ließ die Vereinbarung 
im Blockmodell bis zur Dauer von fünf Jahren zu. Eine ganz wesentliche Konsequenz hat 
die fehlende Grundlage des TV FlexAZ für mögliche Altersteilzeitverhältnisse, die ab dem 
Jahr 2023 beginnen, hinsichtlich der zulässigen Dauer der Altersteilzeit im Blockmodell. 
Demnach darf die Altersteilzeit nach dem Blockmodell nur noch bis zu einer Dauer von 
maximal drei Jahren vereinbart werden. Zudem besteht nach dem Altersteilzeitgesetz für 
die Beschäftigten kein Rechtsanspruch auf eine Altersteilzeitvereinbarung.  
 
Eine Dienstvereinbarung zur Altersteilzeit würde der Gestaltung flexibler Arbeitszeitmodelle 
dienen, um den Übergang in den Ruhestand zu erleichtern und den individuellen 
Bedürfnissen der Beschäftigten gerecht zu werden. Dabei soll insbesondere die 
Vereinbarkeit von Beruf und persönlichen Lebensphasen gefördert werden. Durch die 
Möglichkeit einer altersreduzierten Arbeitszeit kann einerseits der Erfahrungsschatz älterer 
Beschäftigter genutzt werden, andererseits können junge Mitarbeitende sukzessive 
Verantwortung übernehmen und ihre Kompetenzen weiterentwickeln. Folglich kann die 
Altersteilzeit dazu dienen, den Generationswechsel zu fördern und jungen motivierten 
Beschäftigten neue Perspektiven zu eröffnen. Im Allgemeinen stellt die Altersteilzeit einen 
wichtigen Beitrag zur Förderung der Arbeitszufriedenheit und zur Erhaltung der Motivation 
älterer Beschäftigten dar. 
 
Deshalb möchte die Verwaltung den Beschäftigten der Gemeinde Ehningen die Möglichkeit 
bieten, auf Grundlage des Altersteilzeitgesetzes und einer Dienstvereinbarung eine 
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Altersteilzeitvereinbarung abzuschließen. Da nicht ganz klar ist, ob der TVFlex AZ nicht 
doch noch nachverhandelt wird und um die Entwicklungen zu beobachten, schlägt die 
Verwaltung daher vor, eine vorläufige Übergangsvereinbarung in Form einer 
Dienstvereinbarung zu treffen, die auf einen Zeitraum von vier Jahren begrenzt ist. Nach 
Ablauf dieser vierjährigen Übergangsphase sind erneute Beratungen mit dem Personalrat 
zum Thema Altersteilzeit geplant. Dabei sollen insbesondere die Entwicklungen im 
Personalbereich sowie die Auswirkungen der Altersteilzeit auf die Gemeindeverwaltung 
berücksichtigt werden. Ziel dieser Beratungen ist es, eine langfristige Regelung zu finden, 
die sowohl den Interessen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern als auch den 
Anforderungen der Gemeinde gerecht wird. 
 
Neben den allgemeinen Voraussetzungen nach dem Altersteilzeitgesetz beabsichtigt die 
Verwaltung die Anspruchsvoraussetzungen um einen weiteren Punkt zu ergänzen: 
Demnach schlagen wir vor, dass Beschäftigte mindestens 15 Jahre bei der Gemeinde 
Ehningen gearbeitet haben müssen, um Anspruch auf Altersteilzeit zu haben. Diese 
Regelung soll sicherstellen, dass Beschäftigte, die einen langjährigen Beitrag für die 
Gemeinde geleistet haben, entsprechend unterstützt und wertgeschätzt werden. Zudem 
plant die Verwaltung die Weiterführung der Quote nach dem TV FlexAZ in Höhe von 2,5%. 
Damit wäre die Möglichkeit auf Vereinbarung eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
ausgeschlossen, wenn und solange 2,5% der Beschäftigten der Gemeinde Ehningen von 
einer Altersteilzeitregelung Gebrauch machen. Derzeit laufen bei der Gemeinde Ehningen 
zwei Altersteilzeitvereinbarungen. Nach der Quote in Höhe von 2,5% könnten sich sieben 
Beschäftigte (294 Beschäftigte x 2,5%) parallel in Altersteilzeit befinden. 
 
 
F i n a n z i e l l e  A u s w i r k u n g e n : 
Nach dem Altersteilzeitgesetz ist der Arbeitgeber dazu verpflichtet, bei Altersteilzeit 
bestimmte Aufstockungsbeträge zu zahlen. 
 
Das für die Altersteilzeitarbeit gezahlte Regelarbeitsentgelt muss vom Arbeitgeber um 20% 
aufgestockt werden. Bei dem Regelarbeitsentgelt handelt es sich um das während der 
Altersteilzeit auf einen Monat entfallende, regelmäßig zu zahlende 
sozialversicherungspflichtige Entgelt. Über die Altersteilzeitbezüge und den 
Aufstockungsbetrag hinaus entrichtet der Arbeitgeber für die Dauer des 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses einen zusätzlichen Beitrag zur gesetzlichen 
Rentenversicherung in Höhe des Beitrags, der auf 80 Prozent des Regelarbeitsentgelts für 
die Altersteilzeit entfällt.  
 
Hierbei handelt es sich der Höhe nach um die gleichen Aufstockungsbeträge, die von der 
Gemeinde Ehningen gemäß TV FlexAZ im Rahmen von Altersteilzeitvereinbarungen seit 
dem Jahr 2010 gezahlt wurden.  
 

 

 

Aufgestellt: 
Ehningen, 23.06.2023 

L u k a s  R o s e n g r ü n  
Bürgermeister 
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 Altersteilzeitgesetz ( )HI1016824

 § 1 Grundsatz ( )HI1013456

(1) Durch Altersteilzeitarbeit soll älteren Arbeitnehmern ein gleitender Übergang vom Erwerbsleben in 
die Altersrente ermöglicht werden.

(2) Die Bundesagentur für Arbeit (Bundesagentur) fördert durch Leistungen nach diesem Gesetz die 
Teilzeitarbeit älterer Arbeitnehmer, die ihre Arbeitszeit ab Vollendung des 55. Lebensjahres spätestens 
ab 31. Dezember 2009 vermindern und damit die Einstellung eines sonst arbeitslosen Arbeitnehmers 
ermöglichen.

(3) Altersteilzeit im Sinne dieses Gesetzes liegt unabhängig von einer Förderung durch die 1

Bundesagentur auch vor bei einer Teilzeitarbeit älterer Arbeitnehmer, die ihre Arbeitszeit ab 

Vollendung des 55. Lebensjahres nach dem 31. Dezember 2009 vermindern. Für die Anwendung des § 2

3 Nr. 28 des Einkommensteuergesetzes kommt es nicht darauf an, dass die Altersteilzeit vor dem 1. 
Januar 2010 begonnen wurde und durch die Bundesagentur nach § 4 gefördert wird.

 § 2 Begünstigter Personenkreis ( )HI1013457

(1) Leistungen werden für Arbeitnehmer gewährt, die

1. das 55. Lebensjahr vollendet haben,

2. nach dem 14. Februar 1996 auf Grund einer Vereinbarung mit ihrem Arbeitgeber, die sich 
zumindest auf die Zeit erstrecken muß, bis eine Rente wegen Alters beansprucht werden kann, 
ihre Arbeitszeit auf die Hälfte der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit vermindert haben, und 
versicherungspflichtig beschäftigt im Sinne des Dritten Buches Sozialgesetzbuch sind 
(Altersteilzeitarbeit) und

3. [1]innerhalb der letzten fünf Jahre vor Beginn der Altersteilzeitarbeit mindestens 1 080 
Kalendertage in einer versicherungspflichtigen Beschäftigung nach dem Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch oder nach den Vorschriften eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines 
Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz 

gestanden haben. Zeiten mit Anspruch auf Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe, Zeiten des 2

Bezuges von Bürgergeld nach § 19 Absatz 1 Satz 1 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch sowie 
Zeiten, in denen Versicherungspflicht nach § 26 Abs. 2 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
bestand, stehen der versicherungspflichtigen Beschäftigung gleich.

Von 2005 bis 2022:

3. innerhalb der letzten fünf Jahre vor Beginn der Altersteilzeitarbeit mindestens 1 080 Kalendertage 
in einer versicherungspflichtigen Beschäftigung nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch oder 
nach den Vorschriften eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines Vertragsstaates des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz gestanden haben. Zeiten 2

mit Anspruch auf Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe, Zeiten des Bezuges von Arbeitslosengeld 
II sowie Zeiten, in denen Versicherungspflicht nach § 26 Abs. 2 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch bestand, stehen der versicherungspflichtigen Beschäftigung gleich.

(2) Sieht die Vereinbarung über die Altersteilzeitarbeit unterschiedliche wöchentliche Arbeitszeiten 1

oder eine unterschiedliche Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit vor, ist die Voraussetzung nach 
Absatz 1 Nr. 2 auch erfüllt, wenn

1.
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die wöchentliche Arbeitszeit im Durchschnitt eines Zeitraums von bis zu drei Jahren oder bei 
Regelung in einem Tarifvertrag, auf Grund eines Tarifvertrages in einer Betriebsvereinbarung oder 
in einer Regelung der Kirchen und der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften im 
Durchschnitt eines Zeitraums von bis zu sechs Jahren die Hälfte der bisherigen wöchentlichen 
Arbeitszeit nicht überschreitet und der Arbeitnehmer versicherungspflichtig beschäftigt im Sinne 
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch ist und

2. das Arbeitsentgelt für die Altersteilzeitarbeit sowie der Aufstockungsbetrag nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a fortlaufend gezahlt werden.

2Im Geltungsbereich eines Tarifvertrages nach Satz 1 Nr. 1 kann die tarifvertragliche Regelung im 
Betrieb eines nicht tarifgebundenen Arbeitgebers durch Betriebsvereinbarung oder, wenn ein 
Betriebsrat nicht besteht, durch schriftliche Vereinbarung zwischen dem Arbeitgeber und dem 

Arbeitnehmer übernommen werden. Können auf Grund eines solchen Tarifvertrages abweichende 3

Regelungen in einer Betriebsvereinbarung getroffen werden, kann auch in Betrieben eines nicht 

tarifgebundenen Arbeitgebers davon Gebrauch gemacht werden. Satz 1 Nr. 1, 2. Alternative gilt 4

entsprechend. In einem Bereich, in dem tarifvertragliche Regelungen zur Verteilung der Arbeitszeit 5

nicht getroffen sind oder üblicherweise nicht getroffen werden, kann eine Regelung im Sinne des 
Satzes 1 Nr. 1, 2. Alternative auch durch Betriebsvereinbarung oder, wenn ein Betriebsrat nicht 
besteht, durch schriftliche Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer getroffen werden.

(3) Sieht die Vereinbarung über die Altersteilzeitarbeit unterschiedliche wöchentliche Arbeitszeiten 1

oder eine unterschiedliche Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit über einen Zeitraum von mehr als 
sechs Jahren vor, ist die Voraussetzung nach Absatz 1 Nr. 2 auch erfüllt, wenn die wöchentliche 
Arbeitszeit im Durchschnitt eines Zeitraums von sechs Jahren, der innerhalb des Gesamtzeitraums der 
vereinbarten Altersteilzeitarbeit liegt, die Hälfte der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit nicht 
überschreitet, der Arbeitnehmer versicherungspflichtig beschäftigt im Sinne des Dritten Buches 

Sozialgesetzbuch ist und die weiteren Voraussetzungen des Absatzes 2 vorliegen. Die Leistungen 2

nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 sind nur in dem in Satz 1 genannten Zeitraum von sechs Jahren zu erbringen.

 § 3 Anspruchsvoraussetzungen ( )HI1013458

(1) Der Anspruch auf die Leistungen nach § 4 setzt voraus, daß

1. der Arbeitgeber auf Grund eines Tarifvertrages, einer Regelung der Kirchen und der öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaften, einer Betriebsvereinbarung oder einer Vereinbarung mit dem 
Arbeitnehmer

a) das Regelarbeitsentgelt für die Altersteilzeitarbeit um mindestens 20 vom Hundert aufgestockt 
hat, wobei die Aufstockung auch weitere Entgeltbestandteile umfassen kann, und

b) für den Arbeitnehmer zusätzlich Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung mindestens in 
Höhe des Beitrags entrichtet hat, der auf 80 vom Hundert des Regelarbeitsentgelts für die 
Altersteilzeitarbeit, begrenzt auf den Unterschiedsbetrag zwischen 90 vom Hundert der 
monatlichen Beitragsbemessungsgrenze und dem Regelarbeitsentgelt, entfällt, höchstens bis 
zur Beitragsbemessungsgrenze, sowie

2. der Arbeitgeber aus Anlass des Übergangs des Arbeitnehmers in die Altersteilzeitarbeit

a) einen bei einer Agentur für Arbeit arbeitslos gemeldeten Arbeitnehmer, einen Bezieher von 

Bürgergeld nach § 19 Absatz 1 Satz 1 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch[1] [Bis 31.12.2022: 
oder einen Arbeitnehmer nach Abschluss der Ausbildung auf dem Arbeitslosengeld II] 

freigemachten oder auf einem in diesem Zusammenhang durch Umsetzung frei gewordenen 
Arbeitsplatz versicherungspflichtig im Sinne des Dritten Buches Sozialgesetzbuch beschäftigt; 
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bei Arbeitgebern, die in der Regel nicht mehr als 50 Arbeitnehmer beschäftigen, wird 
unwiderleglich vermutet, dass der Arbeitnehmer auf dem freigemachten oder auf einem in 
diesem Zusammenhang durch Umsetzung frei gewordenen Arbeitsplatz beschäftigt wird, oder

b) einen Auszubildenden versicherungspflichtig im Sinne des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
beschäftigt, wenn der Arbeitgeber in der Regel nicht mehr als 50 Arbeitnehmer beschäftigt

und

3. die freie Entscheidung des Arbeitgebers bei einer über fünf vom Hundert der Arbeitnehmer des 
Betriebes hinausgehenden Inanspruchnahme sichergestellt ist oder eine Ausgleichskasse der 
Arbeitgeber oder eine gemeinsame Einrichtung der Tarifvertragsparteien besteht, wobei beide 
Voraussetzungen in Tarifverträgen verbunden werden können.

(1a) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe a sind auch erfüllt, wenn Bestandteile des 
Arbeitsentgelts, die für den Zeitraum der vereinbarten Altersteilzeitarbeit nicht vermindert worden 
sind, bei der Aufstockung außer Betracht bleiben.

(2) Für die Zahlung der Beiträge nach Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b gelten die Bestimmungen des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch über die Beitragszahlung aus dem Arbeitsentgelt.

(3) Hat der in Altersteilzeitarbeit beschäftigte Arbeitnehmer die Arbeitsleistung oder Teile der 
Arbeitsleistung im voraus erbracht, so ist die Voraussetzung nach Absatz 1 Nr. 2 bei Arbeitszeiten nach 
§ 2 Abs. 2 und 3 erfüllt, wenn die Beschäftigung eines bei einer Agentur für Arbeit arbeitslos 
gemeldeten Arbeitnehmers oder eines Arbeitnehmers nach Abschluß der Ausbildung auf dem 
freigemachten oder durch Umsetzung freigewordenen Arbeitsplatz erst nach Erbringung der 
Arbeitsleistung erfolgt.

 § 4 Leistungen ( )HI1013459

(1) Die Bundesagentur erstattet dem Arbeitgeber für längstens sechs Jahre

1. den Aufstockungsbetrag nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a in Höhe von 20 vom Hundert des für die 
Altersteilzeitarbeit gezahlten Regelarbeitsentgelts und

2. den Betrag, der nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b in Höhe des Beitrags geleistet worden ist, der auf 
den Betrag entfällt, der sich aus 80 vom Hundert des Regelarbeitsentgelts für die 
Altersteilzeitarbeit ergibt, jedoch höchstens des auf den Unterschiedsbetrag zwischen 90 vom 
Hundert der monatlichen Beitragsbemessungsgrenze und dem Regelarbeitsentgelt entfallenden 
Beitrags.

(2) Bei Arbeitnehmern, die nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder § 231 Abs. 1 und 2 des Sechsten Buches 1

Sozialgesetzbuch von der Versicherungspflicht befreit sind, werden Leistungen nach Absatz 1 auch 

erbracht, wenn die Voraussetzung des § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b nicht erfüllt ist. Dem Betrag nach 2

Absatz 1 Nr. 2 stehen in diesem Fall vergleichbare Aufwendungen des Arbeitgebers bis zur Höhe des 
Beitrags gleich, den die Bundesagentur nach Absatz 1 Nr. 2 zu tragen hätte, wenn der Arbeitnehmer 
nicht von der Versicherungspflicht befreit wäre.

 § 5 Erlöschen und Ruhen des Anspruchs ( )HI1013460

(1) Der Anspruch auf die Leistungen nach § 4 erlischt

1. mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Arbeitnehmer die Altersteilzeitarbeit beendet hat,

2. mit Ablauf des Kalendermonats vor dem Kalendermonat, für den der Arbeitnehmer eine Rente 
wegen Alters oder, wenn er von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung 
befreit ist, das 65. Lebensjahr vollendet hat oder eine der Rente vergleichbare Leistung einer 
Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung oder eines Versicherungsunternehmens 
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beanspruchen kann; dies gilt nicht für Renten, die vor dem für den Versicherten maßgebenden 
Rentenalter in Anspruch genommen werden können oder

3. mit Beginn des Kalendermonats, für den der Arbeitnehmer eine Rente wegen Alters, eine 
Knappschaftsausgleichsleistung, eine ähnliche Leistung öffentlich-rechtlicher Art oder, wenn er 
von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit ist, eine vergleichbare 
Leistung einer Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung oder eines 
Versicherungsunternehmens bezieht.

(2) Der Anspruch auf die Leistungen besteht nicht, solange der Arbeitgeber auf dem freigemachten 1

oder durch Umsetzung freigewordenen Arbeitsplatz keinen Arbeitnehmer mehr beschäftigt, der bei 

Beginn der Beschäftigung die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 Nr. 2 erfüllt hat. Dies gilt nicht, wenn 2

der Arbeitsplatz mit einem Arbeitnehmer, der diese Voraussetzungen erfüllt, innerhalb von drei 
Monaten erneut wiederbesetzt wird oder der Arbeitgeber insgesamt für vier Jahre die Leistungen 
erhalten hat.

(3) Der Anspruch auf die Leistungen ruht während der Zeit, in der der Arbeitnehmer neben seiner 1

Altersteilzeitarbeit Beschäftigungen oder selbständige Tätigkeiten ausübt, die die 
Geringfügigkeitsgrenze des § 8 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch überschreiten oder auf Grund 

solcher Beschäftigungen eine Entgeltersatzleistung erhält. Der Anspruch auf die Leistungen erlischt, 2

wenn er mindestens 150 Kalendertage geruht hat. Mehrere Ruhenszeiträume sind 3

zusammenzurechnen. Beschäftigungen oder selbständige Tätigkeiten bleiben unberücksichtigt, 4

soweit der altersteilzeitarbeitende Arbeitnehmer sie bereits innerhalb der letzten fünf Jahre vor 
Beginn der Altersteilzeitarbeit ständig ausgeübt hat.

(4) Der Anspruch auf die Leistungen ruht während der Zeit, in der der Arbeitnehmer über die 1

Altersteilzeitarbeit hinaus Mehrarbeit leistet, die den Umfang der Geringfügigkeitsgrenze des § 8 des 

Vierten Buches Sozialgesetzbuch überschreitet. Absatz 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.2

(5) § 48 Abs. 1 Nr. 3 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch findet keine Anwendung.

 § 6 Begriffsbestimmungen ( )HI1013461

(1) Das Regelarbeitsentgelt für die Altersteilzeitarbeit im Sinne dieses Gesetzes ist das auf einen 1

Monat entfallende vom Arbeitgeber regelmäßig zu zahlende sozialversicherungspflichtige 
Arbeitsentgelt, soweit es die Beitragsbemessungsgrenze des Dritten Buches Sozialgesetzbuch nicht 

überschreitet. Entgeltbestandteile, die nicht laufend gezahlt werden, sind nicht 2

berücksichtigungsfähig.

(2) Als bisherige wöchentliche Arbeitszeit ist die wöchentliche Arbeitszeit zugrunde zu legen, die mit 1

dem Arbeitnehmer vor dem Übergang in die Altersteilzeitarbeit vereinbart war. Zugrunde zu legen ist 2

höchstens die Arbeitszeit, die im Durchschnitt der letzten 24 Monate vor dem Übergang in die 

Altersteilzeit vereinbart war. Die ermittelte durchschnittliche Arbeitszeit kann auf die nächste volle 3

Stunde gerundet werden.

(3) (weggefallen)

 § 7 Berechnungsvorschriften ( )HI1013462

(1) Ein Arbeitgeber beschäftigt in der Regel nicht mehr als 50 Arbeitnehmer, wenn er in dem 1

Kalenderjahr, das demjenigen, für das die Feststellung zu treffen ist, vorausgegangen ist, für einen 

Zeitraum von mindestens acht Kalendermonaten nicht mehr als 50 Arbeitnehmer beschäftigt hat. 2

Hat das Unternehmen nicht während des ganzen nach Satz 1 maßgebenden Kalenderjahrs bestanden, 
so beschäftigt der Arbeitgeber in der Regel nicht mehr als 50 Arbeitnehmer, wenn er während des 
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Zeitraums des Bestehens des Unternehmens in der überwiegenden Zahl der Kalendermonate nicht 

mehr als 50 Arbeitnehmer beschäftigt hat. Ist das Unternehmen im Laufe des Kalenderjahres 3

errichtet worden, in dem die Feststellung nach Satz 1 zu treffen ist, so beschäftigt der Arbeitgeber in 
der Regel nicht mehr als 50 Arbeitnehmer, wenn nach der Art des Unternehmens anzunehmen ist, 
dass die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer während der überwiegenden Kalendermonate dieses 
Kalenderjahrs 50 nicht überschreiten wird.

(2) Für die Berechnung der Zahl der Arbeitnehmer nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 ist der Durchschnitt der 1

letzten zwölf Kalendermonate vor dem Beginn der Altersteilzeitarbeit des Arbeitnehmers maßgebend. 2

Hat ein Betrieb noch nicht zwölf Monate bestanden, ist der Durchschnitt der Kalendermonate 
während des Zeitraums des Bestehens des Betriebes maßgebend.

(3) Bei der Feststellung der Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer nach Absatz 1 und 2 bleiben 1

schwerbehinderte Menschen und Gleichgestellte im Sinne des Neunten Buches Sozialgesetzbuch sowie 

Auszubildende außer Ansatz. Teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer mit einer regelmäßigen 2

wöchentlichen Arbeitszeit von nicht mehr als 20 Stunden sind mit 0,5 und mit einer regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit von nicht mehr als 30 Stunden mit 0,75 zu berücksichtigen.

(4) Bei der Ermittlung der Zahl der in Altersteilzeitarbeit beschäftigten Arbeitnehmer nach § 3 Abs. 1 
Nr. 3 sind schwerbehinderte Menschen und Gleichgestellte im Sinne des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch zu berücksichtigen.

 § 8 Arbeitsrechtliche Regelungen ( )HI1013464

(1) Die Möglichkeit eines Arbeitnehmers zur Inanspruchnahme von Altersteilzeitarbeit gilt nicht als 
eine die Kündigung des Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitgeber begründende Tatsache im Sinne 
des § 1 Abs. 2 Satz 1 des Kündigungsschutzgesetzes; sie kann auch nicht bei der sozialen Auswahl 
nach § 1 Abs. 3 Satz 1 des Kündigungsschutzgesetzes zum Nachteil des Arbeitnehmers berücksichtigt 
werden.

(2) Die Verpflichtung des Arbeitgebers zur Zahlung von Leistungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 kann nicht 1

für den Fall ausgeschlossen werden, daß der Anspruch des Arbeitgebers auf die Leistungen nach § 4 

nicht besteht, weil die Voraussetzung des § 3 Abs. 1 Nr. 2 nicht vorliegt. Das gleiche gilt für den Fall, 2

daß der Arbeitgeber die Leistungen nur deshalb nicht erhält, weil er den Antrag nach § 12 nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig gestellt hat oder seinen Mitwirkungspflichten nicht 
nachgekommen ist, ohne daß dafür eine Verletzung der Mitwirkungspflichten des Arbeitnehmers 
ursächlich war.

(3) Eine Vereinbarung zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber über die Altersteilzeitarbeit, die die 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne Kündigung zu einem Zeitpunkt vorsieht, in dem der 
Arbeitnehmer Anspruch auf eine Rente wegen Alters hat, ist zulässig.

 § 8a Insolvenzsicherung ( )HI1084497

(1) Führt eine Vereinbarung über die Altersteilzeitarbeit im Sinne von § 2 Abs. 2 zum Aufbau eines 1

Wertguthabens, das den Betrag des Dreifachen des Regelarbeitsentgelts nach § 6 Abs. 1 einschließlich 
des darauf entfallenden Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag übersteigt, ist der 
Arbeitgeber verpflichtet, das Wertguthaben einschließlich des darauf entfallenden Arbeitgeberanteils 
am Gesamtsozialversicherungsbeitrag mit der ersten Gutschrift in geeigneter Weise gegen das Risiko 
seiner Zahlungsunfähigkeit abzusichern; § 7e des Vierten Buches Sozialgesetzbuch findet keine 

Anwendung. Bilanzielle Rückstellungen sowie zwischen Konzernunternehmen (§ 18 des 2

Aktiengesetzes) begründete Einstandspflichten, insbesondere Bürgschaften, Patronatserklärungen 
oder Schuldbeitritte, gelten nicht als geeignete Sicherungsmittel im Sinne des Satzes 1.
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(2) Bei der Ermittlung der Höhe des zu sichernden Wertguthabens ist eine Anrechnung der Leistungen 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a und b und § 4 Abs. 2 sowie der Zahlungen des Arbeitgebers zur 
Übernahme der Beiträge im Sinne des § 187a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch unzulässig.

(3) Der Arbeitgeber hat dem Arbeitnehmer die zur Sicherung des Wertguthabens ergriffenen 1

Maßnahmen mit der ersten Gutschrift und danach alle sechs Monate in Textform nachzuweisen. Die 2

Betriebsparteien können eine andere gleichwertige Art und Form des Nachweises vereinbaren; Absatz 
4 bleibt hiervon unberührt.

(4) Kommt der Arbeitgeber seiner Verpflichtung nach Absatz 3 nicht nach oder sind die 1

nachgewiesenen Maßnahmen nicht geeignet und weist er auf schriftliche Aufforderung des 
Arbeitnehmers nicht innerhalb eines Monats eine geeignete Insolvenzsicherung des bestehenden 
Wertguthabens in Textform nach, kann der Arbeitnehmer verlangen, dass Sicherheit in Höhe des 

bestehenden Wertguthabens geleistet wird. Die Sicherheitsleistung kann nur erfolgen durch Stellung 2

eines tauglichen Bürgen oder Hinterlegung von Geld oder solchen Wertpapieren, die nach § 234 Abs. 1 

und 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zur Sicherheitsleistung geeignet sind. Die Vorschriften der §§ 3

233, 234 Abs. 2, §§ 235 und 239 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind entsprechend anzuwenden.

(5) Vereinbarungen über den Insolvenzschutz, die zum Nachteil des in Altersteilzeitarbeit 
beschäftigten Arbeitnehmers von den Bestimmungen dieser Vorschrift abweichen, sind unwirksam.

(6) Die Absätze 1 bis 5 finden keine Anwendung gegenüber dem Bund, den Ländern, den Gemeinden, 
Körperschaften, Stiftungen und Anstalten des öffentlichen Rechts, über deren Vermögen die Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens nicht zulässig ist, sowie solchen juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts, bei denen der Bund, ein Land oder eine Gemeinde kraft Gesetzes die Zahlungsfähigkeit sichert.

 § 9 Ausgleichskassen, gemeinsame Einrichtungen ( )HI1013465

(1) Werden die Leistungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 auf Grund eines Tarifvertrages von einer 
Ausgleichskasse der Arbeitgeber erbracht oder dem Arbeitgeber erstattet, gewährt die Bundesagentur 
auf Antrag der Tarifvertragsparteien die Leistungen nach § 4 der Ausgleichskasse.

(2) Für gemeinsame Einrichtungen der Tarifvertragsparteien gilt Absatz 1 entsprechend.

 § 10 Soziale Sicherung des Arbeitnehmers ( )HI1013466

(1) Beansprucht ein Arbeitnehmer, der Altersteilzeitarbeit (§ 2) geleistet hat und für den der 1

Arbeitgeber Leistungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 erbracht hat, Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe, 
erhöht sich das Bemessungsentgelt, das sich nach den Vorschriften des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch ergibt, bis zu dem Betrag, der als Bemessungsentgelt zugrunde zu legen wäre, wenn 

der Arbeitnehmer seine Arbeitszeit nicht im Rahmen der Altersteilzeit vermindert hätte. Kann der 2

Arbeitnehmer eine Rente wegen Alters in Anspruch nehmen, ist von dem Tage an, an dem die Rente 
erstmals beansprucht werden kann, das Bemessungsentgelt maßgebend, das ohne die Erhöhung nach 

Satz 1 zugrunde zu legen gewesen wäre. Änderungsbescheide werden mit dem Tag wirksam, an dem 3

die Altersrente erstmals beansprucht werden konnte.

(2) Bezieht ein Arbeitnehmer, für den die Bundesagentur Leistungen nach § 4 erbracht hat, 1

Krankengeld, Versorgungskrankengeld, Verletztengeld oder Übergangsgeld und liegt der Bemessung 
dieser Leistungen ausschließlich die Altersteilzeit zugrunde oder bezieht der Arbeitnehmer 
Krankentagegeld von einem privaten Krankenversicherungsunternehmen, erbringt die Bundesagentur 
anstelle des Arbeitgebers die Leistungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 in Höhe der Erstattungsleistungen nach 

§ 4. Satz 1 gilt soweit und solange nicht, als Leistungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 vom Arbeitgeber 2

erbracht werden. Durch die Leistungen darf der Höchstförderzeitraum nach § 4 Abs. 1 nicht 3

überschritten werden. § 5 Abs. 1 gilt entsprechend.4
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(3) Absatz 2 gilt entsprechend für Arbeitnehmer, die nur wegen Inanspruchnahme der Altersteilzeit 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte 
versicherungspflichtig in der Krankenversicherung der Landwirte sind, soweit und solange ihnen 
Krankengeld gezahlt worden wäre, falls sie nicht Mitglied der landwirtschaftlichen Krankenkasse 
geworden wären.

(4) Bezieht der Arbeitnehmer Kurzarbeitergeld, gilt für die Berechnung der Leistungen des § 3 Abs. 1 
Nr. 1 und des § 4 das Entgelt für die vereinbarte Arbeitszeit als Arbeitsentgelt für die 
Altersteilzeitarbeit.

(5) Sind für den Arbeitnehmer Aufstockungsleistungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a und b 1

gezahlt worden, gilt in den Fällen der nicht zweckentsprechenden Verwendung von Wertguthaben für 
die Berechnung der Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung der Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Betrag, den der Arbeitgeber der Berechnung der Beiträge nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b 
zugrunde gelegt hat, und dem Doppelten des Regelarbeitsentgelts bis zum Zeitpunkt der nicht 
zweckentsprechenden Verwendung, höchstens bis zur Beitragsbemessungsgrenze, als 
beitragspflichtige Einnahme aus dem Wertguthaben; für die Beiträge zur Krankenversicherung, 
Pflegeversicherung oder nach dem Recht der Arbeitsförderung gilt § 23b Abs. 2 bis 3 des Vierten 

Buches Sozialgesetzbuch. Im Falle der Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers gilt Satz 1 entsprechend, 2

soweit Beiträge gezahlt werden.

 § 11 Mitwirkungspflichten des Arbeitnehmers ( )HI1013468

(1) Der Arbeitnehmer hat Änderungen der ihn betreffenden Verhältnisse, die für die Leistungen nach 1

§ 4 erheblich sind, dem Arbeitgeber unverzüglich mitzuteilen. Werden im Fall des § 9 die Leistungen 2

von der Ausgleichskasse der Arbeitgeber oder der gemeinsamen Einrichtung der Tarifvertragsparteien 
erbracht, hat der Arbeitnehmer Änderungen nach Satz 1 diesen gegenüber unverzüglich mitzuteilen.

(2) Der Arbeitnehmer hat der Bundesagentur die dem Arbeitgeber zu Unrecht gezahlten Leistungen 1

zu erstatten, wenn der Arbeitnehmer die unrechtmäßige Zahlung dadurch bewirkt hat, daß er 
vorsätzlich oder grob fahrlässig

1. Angaben gemacht hat, die unrichtig oder unvollständig sind, oder

2. der Mitteilungspflicht nach Absatz 1 nicht nachgekommen ist.

2Die zu erstattende Leistung ist durch schriftlichen Verwaltungsakt festzusetzen. Eine Erstattung 3

durch den Arbeitgeber kommt insoweit nicht in Betracht.

 § 12 Verfahren ( )HI1013469

(1) Die Agentur für Arbeit entscheidet auf Antrag des Arbeitgebers, ob die Voraussetzungen für die 1

Erbringung von Leistungen nach § 4 vorliegen. Der Antrag wirkt vom Zeitpunkt des Vorliegens der 2

Anspruchsvoraussetzungen, wenn er innerhalb von drei Monaten nach deren Vorliegen gestellt wird, 

andernfalls wirkt er vom Beginn des Monats der Antragstellung. In den Fällen des § 3 Abs. 3 kann 3

die Agentur für Arbeit auch vorab entscheiden, ob die Voraussetzungen des § 2 vorliegen. Mit dem 4

Antrag sind die Namen, Anschriften und Versicherungsnummern der Arbeitnehmer mitzuteilen, für 

die Leistungen beantragt werden. Zuständig ist die Agentur für Arbeit, in deren Bezirk der Betrieb 5

liegt, in dem der Arbeitnehmer beschäftigt ist. Die Bundesagentur erklärt eine andere Agentur für 6

Arbeit für zuständig, wenn der Arbeitgeber dafür ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht.

(2) Die Höhe der Leistungen nach § 4 wird zu Beginn des Erstattungsverfahrens in monatlichen 1

Festbeträgen für die gesamte Förderdauer festgelegt. Die monatlichen Festbeträge werden nur 2

angepasst, wenn sich das berücksichtigungsfähige Regelarbeitsentgelt um mindestens 10 Euro 
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verringert. Leistungen nach § 4 werden auf Antrag erbracht und nachträglich jeweils für den 3

Kalendermonat ausgezahlt, in dem die Anspruchsvoraussetzungen vorgelegen haben. Leistungen 4

nach § 10 Abs. 2 werden auf Antrag des Arbeitnehmers oder, im Falle einer Leistungserbringung des 
Arbeitgebers an den Arbeitnehmer gemäß § 10 Abs. 2 Satz 2, auf Antrag des Arbeitgebers monatlich 
nachträglich ausgezahlt.

(3) In den Fällen des § 3 Abs. 3 werden dem Arbeitgeber die Leistungen nach Absatz 1 erst von dem 1

Zeitpunkt an ausgezahlt, in dem der Arbeitgeber auf dem freigemachten oder durch Umsetzung 
freigewordenen Arbeitsplatz einen Arbeitnehmer beschäftigt, der bei Beginn der Beschäftigung die 

Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 Nr. 2 erfüllt hat. Endet die Altersteilzeitarbeit in den Fällen des § 3 2

Abs. 3 vorzeitig, erbringt die Agentur für Arbeit dem Arbeitgeber die Leistungen für zurückliegende 
Zeiträume nach Satz 3, solange die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 Nr. 2 erfüllt sind und soweit dem 
Arbeitgeber entsprechende Aufwendungen für Aufstockungsleistungen nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 und § 4 

Abs. 2 verblieben sind. Die Leistungen für zurückliegende Zeiten werden zusammen mit den 3

laufenden Leistungen jeweils in monatlichen Teilbeträgen ausgezahlt. Die Höhe der Leistungen für 4

zurückliegende Zeiten bestimmt sich nach der Höhe der laufenden Leistungen.

(4) Über die Erbringung von Leistungen kann die Agentur für Arbeit vorläufig entscheiden, wenn die 1

Voraussetzungen für den Anspruch mit hinreichender Wahrscheinlichkeit vorliegen und zu ihrer 

Feststellung voraussichtlich längere Zeit erforderlich ist. Aufgrund der vorläufigen Entscheidung 2

erbrachte Leistungen sind auf die zustehende Leistung anzurechnen. Sie sind zu erstatten, soweit mit 3

der abschließenden Entscheidung ein Anspruch nicht oder nur in geringerer Höhe zuerkannt wird.

 § 13 Auskünfte und Prüfung ( )HI1013470

1Die §§ 315 und 319 des Dritten Buches und das Zweite Kapitel des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 

gelten entsprechend. 2§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nummer 3 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes[1] [Bis 
bleibt unberührt.17.07.2019: § 2 Abs. 1 Nr. 3 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes] 

 § 14 Bußgeldvorschriften ( )HI1013471

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 11 Abs. 1 oder als Arbeitgeber entgegen § 60 Abs. 1 Nr. 2 des Ersten Buches 
Sozialgesetzbuch eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
macht,

2. entgegen § 13 Satz 1 in Verbindung mit § 315 Abs. 1, 2 Satz 1, Abs. 3 oder 5 Satz 1 und 2 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
erteilt,

3. entgegen § 13 Satz 1 in Verbindung mit § 319 Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
Einsicht oder Zutritt nicht gewährt oder

4. entgegen § 13 Satz 1 in Verbindung mit § 319 Abs. 2 Satz 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
Daten nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht 
rechtzeitig zur Verfügung stellt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 4 mit einer Geldbuße bis zu 
dreißigtausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu tausend Euro geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind 
die Agenturen für Arbeit.
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(4) Die Geldbußen fließen in die Kasse der Bundesagentur. § 66 des Zehnten Buches 1 2

Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.

(5) Die notwendigen Auslagen trägt abweichend von § 105 Abs. 2 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten die Bundesagentur; diese ist auch ersatzpflichtig im Sinne des § 110 Abs. 4 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten.

 § 15 [vom 08.11.2006 bis 31.12.2019] ( )HI1613927

[1]

§ 15 Verordnungsermächtigung

1Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch Rechtsverordnung die 
Mindestnettobeträge nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a in der bis zum 30. Juni 2004 gültigen Fassung 

bestimmen. Die Vorschriften zum Leistungsentgelt des Dritten Buches Sozialgesetzbuch gelten 2

entsprechend. Das bisherige Arbeitsentgelt im Sinne des § 6 Abs. 1 in der bis zum 30. Juni 2004 3

gültigen Fassung ist auf den nächsten durch fünf teilbaren Euro-Betrag zu runden. Der 4

Kalendermonat ist mit 30 Tagen anzusetzen.

§ 15a Übergangsregelung nach dem Gesetz zur Reform der Arbeitsförderung
( )HI1084499

Haben die Voraussetzungen für die Erbringung von Leistungen nach § 4 vor dem 1. April 1997 
vorgelegen, erbringt die Bundesagentur die Leistungen nach § 4 auch dann, wenn die 
Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 Nr. 1 in der bis zum 31. März 1997 geltenden Fassung 
vorliegen.

§ 15b Übergangsregelung nach dem Gesetz zur Reform der gesetzlichen 
 Rentenversicherung ( )HI1084500

Abweichend von § 5 Abs. 1 Nr. 2 erlischt der Anspruch auf die Leistungen nach § 4 nicht, wenn mit 
der Altersteilzeit vor dem 1. Juli 1998 begonnen worden ist und Anspruch auf eine ungeminderte Rente 
wegen Alters besteht, weil 45 Jahre mit Pflichtbeiträgen für eine versicherte Beschäftigung oder 
Tätigkeit vorliegen.

§ 15c Übergangsregelung nach dem Gesetz zur Fortentwicklung der 
 Altersteilzeit ( )HI1084501

Ist eine Vereinbarung über Altersteilzeitarbeit vor dem 1. Januar 2000 abgeschlossen worden, erbringt 
die Bundesagentur die Leistungen nach § 4 auch dann, wenn die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 
und 3 in der bis zum 1. Januar 2000 geltenden Fassung vorliegen.

§ 15d Übergangsregelung zum Zweiten Gesetz zur Fortentwicklung der 
 Altersteilzeit ( )HI1084502

1Ist eine Vereinbarung über Altersteilzeitarbeit vor dem 1. Juli 2000 abgeschlossen worden, gelten § 5 

Abs. 2 Satz 2 und § 6 Abs. 2 Satz 2 in der bis zum 1. Juli 2000 geltenden Fassung. Sollen bei einer 2

Vereinbarung nach Satz 1 Leistungen nach § 4 für einen Zeitraum von länger als fünf Jahren 
beansprucht werden, gilt § 5 Abs. 2 Satz 2 in der ab dem 1. Juli 2000 geltenden Fassung.
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§ 15e Übergangsregelung nach dem Gesetz zur Reform der Renten wegen 
 verminderter Erwerbsfähigkeit ( )HI1084503

Abweichend von § 5 Abs. 1 Nr. 2 erlischt der Anspruch auf die Leistungen nach § 4 nicht, wenn mit 
der Altersteilzeit vor dem 17. November 2000 begonnen worden ist und Anspruch auf eine 
ungeminderte Rente wegen Alters besteht, weil die Voraussetzungen nach § 236a Satz 5 Nr. 1 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch vorliegen.

§ 15f Übergangsregelung nach dem Zweiten Gesetz für moderne 
 Dienstleistungen am Arbeitsmarkt ( )HI1084504

Wurde mit der Altersteilzeit vor dem 1. April 2003 begonnen, gelten Arbeitnehmer, die bis zu diesem 
Zeitpunkt in einer versicherungspflichtigen Beschäftigung nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch 
gestanden haben, auch nach dem 1. April 2003 als versicherungspflichtig beschäftigt, wenn sie die bis 
zum 31. März 2003 geltenden Voraussetzungen für das Vorliegen einer versicherungspflichtigen 
Beschäftigung weiterhin erfüllen.

§ 15g Übergangsregelung zum Dritten Gesetz für moderne 
 Dienstleistungen am Arbeitsmarkt ( )HI1100099

1Wurde mit der Altersteilzeitarbeit vor dem 1. Juli 2004 begonnen, sind die Vorschriften in der bis zum 

30. Juni 2004 geltenden Fassung mit Ausnahme des § 15 weiterhin anzuwenden. Auf Antrag des 2

Arbeitgebers erbringt die Bundesagentur abweichend von Satz 1 Leistungen nach § 4 in der ab dem 1. 
Juli 2004 geltenden Fassung, wenn die hierfür ab dem 1. Juli 2004 maßgebenden Voraussetzungen 
erfüllt sind.

§ 15h Übergangsregelung zum Gesetz über Leistungsverbesserungen in der 
 gesetzlichen Rentenversicherung ( )HI6987620

Abweichend von § 5 Absatz 1 Nummer 2 erlischt der Anspruch auf die Leistungen nach § 4 nicht, 
wenn mit der Altersteilzeit vor dem 1. Januar 2010 begonnen worden ist und die Voraussetzungen für 
einen Anspruch auf eine Rente für besonders langjährig Versicherte nach § 236b des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch erfüllt sind.

§ 15i Übergangsregelung zum Gesetz zu Änderungen im Bereich der 
 geringfügigen Beschäftigung ( )HI7505406

Wurde mit der Altersteilzeit vor dem 1. Januar 2013 begonnen, gelten Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, die bis zu diesem Zeitpunkt in einer versicherungspflichtigen Beschäftigung nach dem 
Dritten Buch Sozialgesetzbuch gestanden haben, auch nach dem 31. Dezember 2012 als 
versicherungspflichtig beschäftigt, wenn sie die bis zum 31. Dezember 2012 geltenden 
Voraussetzungen für das Vorliegen einer versicherungspflichtigen Beschäftigung weiterhin erfüllen.

§ 15j Übergangsregelungen zum Gesetz zur Erhöhung des Schutzes durch 
den gesetzlichen Mindestlohn und zu Änderungen im Bereich der 

 geringfügigen Beschäftigung ( )HI15215354

1Erhöht sich durch eine Anpassung des Mindestlohnes die Geringfügigkeitsgrenze nach § 8 Absatz 1a 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, so gilt eine Person, die mit der Altersteilzeit vor der Anhebung 
des Mindestlohnes begonnen hat, weiterhin als versicherungspflichtig beschäftigt, wenn
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1. sie bis zu dem Tag, an dem die Anhebung des Mindestlohnes in Kraft tritt, in einer 
versicherungspflichtigen Beschäftigung gestanden hat,

2. sie die Voraussetzungen für eine versicherungspflichtige Beschäftigung nach der Anhebung des 
Mindestlohnes nicht mehr erfüllt und

3. die am Tag vor dem Inkrafttreten der Anhebung des Mindestlohnes geltenden Voraussetzungen 
für eine versicherungspflichtige Beschäftigung weiterhin vorliegen.

2Mindestlohn ist der Mindestlohn nach § 1 Absatz 2 Satz 1 des Mindestlohngesetzes in Verbindung mit 
der auf der Grundlage des § 11 Absatz 1 Satz 1 des Mindestlohngesetzes jeweils erlassenen Verordnung.

 § 16 Befristung der Förderungsfähigkeit ( )HI1084505

Für die Zeit ab dem 1. Januar 2010 sind Leistungen nach § 4 nur noch zu erbringen, wenn die 
Voraussetzungen des § 2 erstmals vor diesem Zeitpunkt vorgelegen haben.

 



VKA-Tarifvertrag zu flexiblen Arbeitszeitregelungen für ältere Beschäftigte - TV FlexAZ - vom 27. Februar 2010 (HI2332024)

TVöD Office Premium
Stand Produktdatenbank: , Ausdruck vom 21.06.202319.06.2023

 Seite 1

VKA-Tarifvertrag zu flexiblen Arbeitszeitregelungen für ältere Beschäftigte 
 - TV FlexAZ - vom 27. Februar 2010 ( )HI2332024

 Informationen über diesen Tarifvertrag

VKA/TV FlexAZ -Tarifvertrag zu flexiblen Arbeitszeitregelungen für ältere Beschäftigte v. 27.2.2010

Datum: 07. Juni 2021

Bemerkung

Tarifvertrag zu flexiblen Arbeitszeitregelungen für ältere Beschäftigte - TV FlexAZ - vom 27. Februar 
2010 in der Fassung des Änderungstarifvertrags Nr. 7 vom 25. Oktober 2020

VKA-Tarifvertrag zu flexiblen Arbeitszeitregelungen für ältere Beschäftigte 
 - TV FlexAZ - vom 27. Februar 2010

Zwischen dem

der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA),

vertreten durch den Vorstand,

und der

ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di),

vertreten durch den Bundesvorstand,

diese zugleich handelnd für

Gewerkschaft der Polizei,
Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt und
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft,

wird Folgendes vereinbart:

 § 1 I. Geltungsbereich ( )HI2332289

 § 1 Geltungsbereich ( )HI2332290

Dieser Tarifvertrag gilt für Beschäftigte, die unter den Geltungsbereich des Tarifvertrages für den 
öffentlichen Dienst (TVöD) oder des Tarifvertrages Versorgungsbetriebe (TV-V) fallen. Er gilt unter 
Berücksichtigung gegebenenfalls abweichender Regelungen in einzelnen TV-N in 
Nahverkehrsunternehmen.

 §§ 2 - 12 II. Altersteilzeit (ATZ) ( )HI2332291

 § 2 Inanspruchnahme von Altersteilzeit ( )HI2332292

Auf der Grundlage des Altersteilzeitgesetzes (AltTZG) vom 23. Juli 1996 in der jeweils geltenden 
Fassung ist die Änderung des Arbeitsverhältnisses in ein Altersteilzeitarbeitsverhältnis

a) in Restrukturierungs- und Stellenabbaubereichen (§ 3) und
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2.

1.

b) im Übrigen im Rahmen einer Quote (§ 4)

möglich.

 § 3 Altersteilzeit in Restrukturierungs- und Stellenabbaubereichen ( )HI2332293

Altersteilzeit im Sinne des Altersteilzeitgesetzes kann, ohne dass darauf ein Rechts-anspruch besteht, 
in Restrukturierungs- und Stellenabbaubereichen bei dienstlichem oder betrieblichem Bedarf 
vereinbart werden, wenn die persönlichen Voraussetzungen nach § 5 vorliegen. Die Festlegung der in 
Satz 1 genannten Bereiche und die Entscheidung, ob, in welchem Umfang und für welchen 
Personenkreis dort Altersteilzeitarbeit zugelassen wird, erfolgt durch den Arbeitgeber.

 § 4 Altersteilzeit im Übrigen ( )HI2332294

(1) Den Beschäftigten wird im Rahmen der Quote nach Absatz 2 die Möglichkeit eröffnet, Altersteilzeit 
im Sinne des Altersteilzeitgesetzes in Anspruch zu nehmen, wenn die persönlichen Voraussetzungen 
nach § 5 vorliegen.

(2) Der Anspruch auf Vereinbarung eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses nach Absatz 1 ist 
ausgeschlossen, wenn und solange 2,5 v.H. der Beschäftigten (§ 1) der Verwaltung/des Betriebes von 
einer Altersteilzeitregelung im Sinne des Altersteilzeitgesetzes Gebrauch machen. Maßgeblich für die 
Berechnung der Quote ist die Anzahl der Beschäftigten zum Stichtag 31. Mai des Vorjahres.

Protokollerklärungen zu § 4 Absatz 2:

Betriebe im Sinne dieser Vorschrift sind auch rechtlich unselbstständige Regie- und 
Eigenbetriebe.

In die Quote werden alle zum jeweiligen Stichtag bestehenden Altersteilzeitarbeitsverhältnisse 
einschließlich solcher nach § 3 dieses Tarifvertrages einbezogen. Die so errechnete Quote gilt für 
das gesamte Kalenderjahr; unterjährige Veränderungen bleiben unberücksichtigt. Die Quote wird 
jährlich überprüft.

(3) Der Arbeitgeber kann ausnahmsweise die Vereinbarung eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
ablehnen, wenn dienstliche oder betriebliche Gründe entgegenstehen.

 § 5 Persönliche Voraussetzungen für Altersteilzeit ( )HI2332295

(1) Altersteilzeit nach diesem Tarifvertrag setzt voraus, dass die Beschäftigten

a) das 60. Lebensjahr vollendet haben und

b) innerhalb der letzten fünf Jahre vor Beginn der Altersteilzeitarbeit mindestens 1080 Kalendertage 
in einer versicherungspflichtigen Beschäftigung nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch 
gestanden haben.

(2) Das Altersteilzeitarbeitsverhältnis muss sich zumindest bis zu dem Zeitpunkt erstrecken, ab dem 
eine Rente wegen Alters beansprucht werden kann.

(3) Die Vereinbarung von Altersteilzeit ist spätestens drei Monate vor dem geplanten Beginn des 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses schriftlich zu beantragen. Der Antrag kann frühestens ein Jahr vor 
Erfüllung der Voraussetzungen nach Absatz 1 gestellt werden. Von den Fristen nach Satz 1 oder 2 kann 
einvernehmlich abgewichen werden.

 § 6 Vereinbarung eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses ( )HI2332296
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(1) Das Altersteilzeitarbeitsverhältnis muss ein versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis im 
Sinne des Dritten Buches Sozialgesetzbuch sein und darf die Dauer von fünf Jahren nicht 
überschreiten.

(2) Die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit während des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses 
beträgt die Hälfte der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit. Für die Berechnung der bisherigen 
wöchentlichen Arbeitszeit gilt § 6 Abs. 2 AltTZG; dabei bleiben Arbeitszeiten außer Betracht, die die 
tarifliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit überschritten haben.

(3) Die während der Dauer des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses zu leistende Arbeit kann so verteilt 
werden, dass sie

a) durchgehend erbracht wird (Teilzeitmodell) oder

b) in der ersten Hälfte des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses geleistet und die Beschäftigten 
anschließend von der Arbeit unter Fortzahlung der Leistungen nach Maßgabe des § 7 freigestellt 
werden (Blockmodell).

Die Beschäftigten können vom Arbeitgeber verlangen, dass ihr Wunsch nach einer bestimmten 
Verteilung der Arbeitszeit mit dem Ziel einer einvernehmlichen Regelung erörtert wird.

 § 7 Entgelt und Aufstockungsleistungen ( )HI2332297

(1) Beschäftigte erhalten während der Gesamtdauer des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses im 
Teilzeitmodell (§ 6 Abs. 3 Satz 1 Buchst. a) das Tabellenentgelt und alle sonstigen Entgeltbestandteile 
in Höhe der sich für entsprechende Teilzeitbeschäftigte nach § 24 Abs. 2 TVöD bzw. § 7 Abs. 3 TV-V 
ergebenden Beträge. Maßgebend ist die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit nach § 6 Abs. 2.

(2) Beschäftigte erhalten während der Arbeitsphase des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses im 
Blockmodell (§ 6 Abs. 3 Satz 1 Buchst b) das Tabellenentgelt und alle sonstigen Entgeltbestandteile in 
Höhe der Hälfte des Entgelts, das sie jeweils erhalten würden, wenn sie mit der bisherigen 
wöchentlichen Arbeitszeit (§ 6 Abs. 2 Satz 2) weitergearbeitet hätten; die andere Hälfte des Entgelts 
fließt in das Wertguthaben (§ 7b SGB IV) und wird in der Freistellungsphase ratierlich ausgezahlt. Das 
Wertguthaben erhöht sich bei allgemeinen Tariferhöhungen in der von den Tarifvertragsparteien 
jeweils festzulegenden Höhe.

Protokollerklärung zu Absatz 2 Satz 2:

Das Wertguthaben erhöht sich am 1. April 2021 um 1,40 Prozent und am 1. April 2022 um weitere 1,80 
Prozent; im Geltungsbereich des BT-S erhöht sich das Wertguthaben abweichend davon am 1. Juli 
2021 um 1,40 Prozent, am 1. Juli 2022 um weitere 1,00 Prozent und am 1. Dezember 2022 um weitere 
0,792 Prozent.

(3) Das den Beschäftigten nach Absatz 1 oder 2 zustehende Entgelt wird nach Maßgabe der Sätze 2 und 
3 um 20 v.H. aufgestockt. Bemessungsgrundlage für die Aufstockung ist das Regelarbeitsentgelt für 
die Teilzeitarbeit (§ 6 Abs. 1 AltTZG). Steuerfreie Entgeltbestandteile und Entgelte, die einmalig (z.B. 
Jahressonderzahlung) oder die nicht für die vereinbarte Arbeitszeit (z.B. Überstunden- oder 
Mehrarbeitsentgelt) gezahlt werden, sowie Sachbezüge, die während der Gesamtdauer des 
Altersteilzeitarbeitsverhältnisses unvermindert zustehen, gehören nicht zum Regelarbeitsentgelt und 
bleiben bei der Aufstockung unberücksichtigt. Sätze 1 bis 3 gelten für das bei Altersteilzeit im 
Blockmodell in der Freistellungsphase auszukehrende Wertguthaben entsprechend.

(4) Neben den vom Arbeitgeber zu tragenden Sozialversicherungsbeiträgen für das nach Absatz 1 oder 
2 zustehende Entgelt entrichtet der Arbeitgeber zusätzliche Beiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung (Rentenaufstockung) nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b i.V.m. § 6 Abs. 1 AltTZG. Für 
von der Versicherungspflicht befreite Beschäftigte im Sinne von § 4 Abs. 2 AltTZG gilt Satz 1 
entsprechend.
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(5) In Fällen krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit besteht ein Anspruch auf Leistungen nach 
Absätzen 1 bis 4 längstens für die Dauer der Entgeltfortzahlung nach § 22 Abs. 1 Satz 1 TVöD bzw. § 13 
Abs. 1 Satz 1 TV-V. Für die Zeit der Zahlung des Krankengeldzuschusses (§ 22 Abs. 2 bis 4 TVöD bzw. 
§ 13 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 bis 4 TV-V), längstens bis zum Ende der 26. Krankheitswoche, wird der 
Aufstockungsbetrag gemäß Absatz 3 in Höhe des kalendertäglichen Durchschnitts des in den letzten 
drei abgerechneten Kalendermonaten maßgebenden Aufstockungsbetrages gezahlt.

 § 8 Verteilung des Urlaubs im Blockmodell ( )HI2332298

Für Beschäftigte, die Altersteilzeit im Blockmodell (§ 6 Abs. 3 Satz 1 Buchst. b) leisten, besteht kein 
Urlaubsanspruch für die Zeit der Freistellung von der Arbeit. Im Kalenderjahr des Übergangs von der 
Beschäftigung zur Freistellung haben die Beschäftigten für jeden vollen Beschäftigungsmonat 
Anspruch auf ein Zwölftel des Jahresurlaubs.

 § 9 Nebentätigkeit ( )HI2332299

(1) Beschäftigte dürfen während des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses keine Beschäftigungen oder 
selbständigen Tätigkeiten ausüben, die die Geringfügigkeitsgrenze des § 8 SGB IV überschreiten, es 
sei denn, diese Beschäftigungen oder selbständigen Tätigkeiten sind bereits innerhalb der letzten fünf 
Jahre vor Beginn des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses ständig ausgeübt worden. Bestehende tarifliche 
Regelungen über Nebentätigkeiten bleiben unberührt.

(2) Der Anspruch auf die Aufstockungsleistungen ruht während der Zeit, in der Beschäftigte eine 
unzulässige Beschäftigung oder selbstständige Tätigkeit im Sinne des Absatzes 1 ausüben oder über 
die Altersteilzeitarbeit hinaus Mehrarbeit oder Überstunden leisten, die den Umfang der 
Geringfügigkeitsgrenze des § 8 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch übersteigen. Hat der Anspruch 
auf die Aufstockungsleistungen mindestens 150 Tage geruht, erlischt er; mehrere Ruhenszeiträume 
werden zusammengerechnet.

 § 10 Verlängerung der Arbeitsphase im Blockmodell bei Krankheit ( )HI2332300

Ist die/der Beschäftigte bei Altersteilzeitarbeit im Blockmodell während der Arbeitsphase über den 
Zeitraum der Entgeltfortzahlung (§ 22 Abs. 1 Satz 1 TVöD; § 13 Abs. 1 Satz 1 TV-V) hinaus 
arbeitsunfähig erkrankt, verlängert sich die Arbeitsphase um die Hälfte des den 
Entgeltfortzahlungszeitraum übersteigenden Zeitraums der Arbeitsunfähigkeit; in dem gleichen 
Umfang verkürzt sich die Freistellungsphase.

 § 11 Ende des Arbeitsverhältnisses ( )HI2332301

(1) Das Arbeitsverhältnis endet zu dem in der Altersteilzeitvereinbarung festgelegten Zeitpunkt.

(2) Das Arbeitsverhältnis endet unbeschadet der sonstigen tariflichen Beendigungstatbestände

a) mit Ablauf des Kalendermonats vor dem Kalendermonat, von dem an die/der Beschäftigte eine 
abschlagsfreie Rente wegen Alters beanspruchen kann oder

b) mit Beginn des Kalendermonats, für den die/der Beschäftigte eine Rente wegen Alters tatsächlich 
bezieht.

(3) Endet bei einer/einem Beschäftigten, die/der im Rahmen der Altersteilzeit nach dem Blockmodell 
beschäftigt wird, das Arbeitsverhältnis vorzeitig, hat sie/er Anspruch auf eine etwaige Differenz 
zwischen den erhaltenen Entgelten und dem Entgelt für den Zeitraum ihrer/seiner tatsächlichen 
Beschäftigung, die sie/er ohne Eintritt in die Altersteilzeit erzielt hätte, vermindert um die vom 
Arbeitgeber gezahlten Aufstockungsleistungen. Bei Tod der/des Beschäftigten steht dieser Anspruch 
den Erben zu.
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2.

1.

 § 12 Dienst-/Betriebsvereinbarungen ( )HI2332302

In einer einvernehmlichen Dienstvereinbarung bzw. in einer freiwilligen Betriebsvereinbarung können 
von den §§ 2 bis 11 abweichende Regelungen vereinbart werden. Abweichende Regelungen sind nur 
zulässig, soweit die gesetzlichen Mindestvoraussetzungen für Altersteilzeit nach dem AltTZG nicht 
unterschritten werden.

Protokollerklärung:

Eine einvernehmliche Dienstvereinbarung liegt nur ohne Entscheidung der Einigungsstelle vor.

 § 13 III. Flexible Altersarbeitszeit (FALTER) ( )HI2332303

 § 13 Flexible Altersarbeitszeit ( )HI2332304

Älteren Beschäftigten wird in einem Modell der flexiblen Altersarbeitszeit (FALTER) ein gleitender 
Übergang in den Ruhestand bei gleichzeitig längerer Teilhabe am Berufsleben ermöglicht. Das Modell 
sieht vor, dass die Beschäftigten über einen Zeitraum von vier Jahren ihre Arbeitszeit auf die Hälfte 
der bisherigen Arbeitszeit reduzieren und gleichzeitig eine Teilrente in Höhe von höchstens 50 v. H. 
der jeweiligen Altersrente beziehen. Die reduzierte Arbeitsphase beginnt zwei Jahre vor Erreichen des 
Kalendermonats, für den die/der Beschäftigte eine abschlagsfreie Altersrente in Anspruch nehmen 
kann und geht zwei Jahre über diese Altersgrenze hinaus. Die Beschäftigten erhalten nach Erreichen 
der Altersgrenze für eine abschlagsfreie Altersrente einen Anschlussarbeitsvertrag für zwei Jahre unter 
der Bedingung, dass das Arbeitsverhältnis bei Inanspruchnahme einer mehr als hälftigen Teilrente 
oder einer Vollrente endet. Die übrigen tariflichen Beendigungstatbestände bleiben unberührt. Auf die 
Vereinbarung von flexibler Altersarbeitszeit besteht kein Rechtsanspruch.

 §§ 14 - 15 IV. Übergangs- und Schlussvorschriften ( )HI2332305

 § 14 Übergangsvorschriften ( )HI2332306

(1) Auf Altersteilzeitarbeitsverhältnisse, die vor dem 1. Januar 2010 begonnen haben, findet dieser 
Tarifvertrag keine Anwendung.

 § 15 Inkrafttreten, Geltungsdauer ( )HI2332307

(1) Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. September 2010 in Kraft. Bei Inkrafttreten bereits 
bestehende Dienst- oder Betriebsvereinbarungen bleiben unberührt.

(2) Dieser Tarifvertrag gilt für Beschäftigte, die bis zum 31. Dezember 2022 die jeweiligen tariflichen 
Voraussetzungen erfüllen und deren Altersteilzeitarbeitsverhältnis oder deren flexible Altersarbeitszeit 
vor dem 1. Januar 2023 begonnen hat.

 Niederschriftserklärungen: ( )HI2639707

Zu § 4 Abs. 2:

Die Tarifvertragsparteien sind sich darüber einig, dass in Verwaltungen/Betrieben mit weniger als 
40 Beschäftigten kein Anspruch auf Vereinbarung eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses besteht.

Zu § 7 Abs. 1 und 2:
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Die Tarifvertragsparteien wirken darauf hin, den ATV/ATV-K dahingehend anzupassen, dass als 
zusatzversorgungspflichtiges Entgelt im Sinne des § 15 Abs. 2 ATV/ATV-K das 1,6-fache des 
Entgelts nach § 7 Abs. 1 und 2 gilt.
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